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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 19. Oktober 1988 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Krohn, Dr. Zysk und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Die Revision des Antragsgegners gegen 
das Urteil des 19. Zivilsenats des Kam­
mergerichts in Berlin vom 25. Januar 
1988 wird zurückgewiesen.

Der Antragsgegner hat die Kosten des Re­
visionsverfahrens zu tragen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien sind getrenntlebende Eheleute. Zur Vorbe­
reitung eines Anspruchs auf Zugewinnausgleich hat die An­
tragstellerin (Ehefrau) den Antragsgegner (Ehemann), der 
Arzt für innere Medizin ist, - im Wege der Stufenklage zu­
nächst - auf Auskunft über den Bestand seines Endvermögens 
am 23. August 1984 (Zustellung des Scheidungsantrags an den 
Antragsgegner) in Anspruch genommen. Der Antragsgegner hat 
sich darauf berufen, daß ein Ausgleich des Zugewinns grob 
unbillig wäre und deshalb auszuscheiden habe; das schließe
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schon eine Verpflichtung zur Auskunfterteilung als Vorberei­
tung für einen Leistungsanspruch aus. Dem ist die Antrag­
stellern entgegengetreten.

Das Amtsgericht - Familiengericht - hat den Antragsgeg­
ner durch Teilurteil verurteilt, der Antragstellerin über 
den Stand seines Endvermögens zum Stichtag am 23. August 
1984 Auskunft zu erteilen und ein entsprechendes Vermögens­
verzeichnis anzufertigen.

Dagegen hat der Antragsgegner Berufung eingelegt. Das 
Karamergericht hat in der mündlichen Verhandlung vom 25. Ja­
nuar 1988 "die Sach- und Rechtslage" mit den anwesenden Par­
teien und ihren Prozeßbevollmächtigten "erörtert" und sodann 
den Streitwert für das Berufungsverfahren auf 500 DM festge­
setzt. Anschließend hat es die Berufung wegen Nichterrei- 
chens der Berufungssumme als unzulässig verworfen. Hiergegen 
richtet sich die Revision des Antragsgegners.

Entscheidunqsqründe:

I.

Da die Antragstellerin in der mündlichen Verhandlung 
trotz rechtzeitiger Bekanntgabe des Termins nicht vertreten 
war, ist über die Revision durch Versäumnisurteil zu ent­
scheiden (§§ 557, 331 ZPO; vgl. BGHZ 37, 79, 81). Das Urteil 
beruht jedoch inhaltlich nicht auf einer Säumnisfolge, son­
dern auf einer Sachprüfung (BGHZ aaO S. 82).
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II.

Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Gegen ihre Zulässigkeit bestehen keine Bedenken,
§ 621d Abs. 2 ZPO.

2. Sachlich ist sie jedoch nicht begründet.

a) Für den Wert der Berufungssumme (§ 511a ZPO), den 
das Gericht bei einem Rechtsstreit wegen Erteilung einer 
Auskunft gemäß §§ 2 und 3 ZPO nach freiem Ermessen festzu­
setzen hat, ist das Interesse des Rechtsmittelklägers maß­
gebend. Legt, wie hier, die zur Auskunfterteilung verur­
teilte Partei das Rechtsmittel ein, dann ist ihr Interesse, 
die von der Auskunft abhängige Leistung nicht erbringen zu 
müssen, bei der Wertbemessung außer Betracht zu lassen. Denn 
es wird durch die Verurteilung zur Erteilung der Auskunft, 
die für den Grund des Hauptanspruchs keine Rechtskraft 
schafft, nicht berührt. Für die Bewertung des Abwehrinter­
esses bleibt deshalb, von dem hier nicht gegebenen Fall 
eines besonderen Geheimhaltungsinteresses abgesehen, die 
Vermeidung des Aufwandes an Zeit und Arbeit, den die sorg­
fältige Erteilung der geschuldeten Auskunft verursacht 
(ständige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, vgl. ins­
besondere Urteil vom 28. Januar 1987 - I ZR 137/86 = BGHR 
ZPO § 2 Beschwerdegegenstand 6; Senatsbeschluß vom 16. De­
zember 1987 - IVb ZB 83/87 = BGHR ZPO S 3 Rechtsmittel­
interesse 2 = FamRZ 1988, 494 m.w.N.; vgl. auch E. Schneider 
Anm. zu Senatsbeschluß vom 8. Juli 1987 - IVb ZB 73/87 - bei 
EzFamR ZPO § 3 Nr. 3).
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b) Von diesen Grundsätzen ist das Kanunergericht in dem 
angefochtenen Urteil zutreffend ausgegangen. Es hat den 
finanziellen Aufwand, den die Auskunfterteilung verursachen 
werde, auf nicht mehr als 500 DM geschätzt und den Wert der 
Berufungssumme deshalb in dieser Höhe festgesetzt. Zur Be­
gründung dieser Wertbemessung hat das Gericht ausgeführt:
Der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand sei 
mit keinem höheren Betrag als 500 DM zu bewerten. Nennens­
werte Kosten dürften nicht entstehen. Soweit die Auskunft 
über den Praxisanteil des Antragsgegners zu erteilen sei, 
lägen nach Angaben des Antragsgegners die steuerlichen Un­
terlagen vor. Für die Anfertigung des Vermögensverzeichnis­
ses benötige der Antragsgegner nicht mehr als einige Stun­
den. Er habe insoweit lediglich auf Schwierigkeiten bei der 
Zusammenstellung des Hausrats hingewiesen. Das führe jedoch 
angesichts der Möglichkeit, Gegenstände unter Sammelbegrif­
fen (wie Wäsche, Besteck, Geschirr) zusammenzufassen, nicht 
zu einem überdurchschnittlichen Zeitaufwand.

c) Diese Ausführungen greift die Revision ohne Erfolg
an.

aa) Sie beanstandet zunächst in verfahrensrechtlicher 
Hinsicht, daß das Kammergericht die Erklärungen, die der An­
tragsgegner in der mündlichen Verhandlung vom 25. Januar 
1988 anläßlich seiner Befragung abgegeben hat, nicht im 
Verhandlungsprotokoll festgehalten habe und daß hierüber 
auch kein Berichterstattervermerk angefertigt worden sei. 
Wenn auch Erklärungen einer Partei im allgemeinen nicht der 
Protokollierung bedürften, müßten sich doch Erklärungen, die 
im Urteil entscheidend verwertet würden, einwandfrei aus dem
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Protokoll ergeben, weil andernfalls das Revisionsgericht 
nicht nachprüfen könne, ob die Erklärungen vom Berufungsge­
richt erschöpfend gewürdigt worden seien. Falls das Gericht 
die Angaben der Partei zum Beweismittel erheben wolle, müsse 
es nach den Vorschriften der §§ 445 ff ZPO Vorgehen.

Diese Rüge ist nicht begründet.

Nach dem Inhalt des Verhandlungsprotokolls vom 25. Ja­
nuar 1988 "wurde die Sach- und Rechtslage" mit den Beteilig­
ten "erörtert", wobei der Antragsgegner, wie sich aus dem 
angefochtenen Urteil ergibt, persönlich Angaben dazu gemacht 
hat, welcher Aufwand mit der ihm auferlegten Auskunft ver­
bunden sei. Der Antragsgegner hat sich mithin im Sinne von 
§ 141 Abs. 1 ZPO zum Zwecke der Aufklärung des maßgeblichen 
Sachverhalts geäußert. Die Angaben, die er bei dieser infor­
matorischen Anhörung gemacht hat, mußten - anders als es 
nach § 160 Abs. 3 Nr. 4 ZPO für Aussagen einer Partei bei 
der Parteivernehmung gesetzlich vorgeschrieben ist (vgl. da­
zu BGHZ 40, 84 bis 86) - weder im Protokoll noch in einem 
Berichterstattervermerk festgehalten werden. Denn sie dien­
ten nur der zweckdienlichen Ergänzung des Parteivorbringens, 
das auch sonst nicht im Protokoll erscheint (vgl. BGH Urteil 
vom 1. Dezember 1961 - VI ZR 60/61 = VersR 1962, 281;
Stein/Jonas/Schumann ZPO 20. Aufl. § 160 Rdn. 31, 32;
Zöller/Stephan ZPO 15. Aufl. § 160 Rdn. 8).

Soweit sich die Revision für ihre Auffassung auf das 
Urteil des VIII. Zivilsenats vom 1. März 1957 (VIII ZR 
286/56 = LM ZPO § 141 Nr. 2) bezieht, ist diese Entscheidung 
nicht geeignet, ihren Standpunkt zu unterstützen. Abgesehen
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davon, daß der VIII.. Zivilsenat in jenem Urteil ausdrücklich 
ausgeführt hat, tatsächliche Parteierklärungen im Sinne von 
§ 141 Abs. 1 ZPO bedürften nicht der Protokollierung, be­
faßt sich die Entscheidung mit einem Fall, in dem die per­
sönlich angehörte Partei eine von der schriftsätzlichen 
Klagebegründung ihres Prozeßbevollmächtigten abweichende 
Darstellung gegeben hatte. Eine solche Verfahrenssituation 
lag hier indessen nicht vor.

Daß die Anhörung des Antragsgegners in Wahrheit eine 
Parteivernehmying gewesen sei, will die Revision, wie der 
Prozeßbevollmächtigte des Antragsgegners in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Senat betont hat, trotz des allgemeinen 
Hinweises auf die Vorschriften der §§ 445 ff ZPO in der 
schriftlichen Revisionsbegründung nicht geltend machen. 
Hierfür bietet sich auch nach dem Inhalt des Verhandlungs­
protokolls kein Anhaltspunkt.

bb) Die Revision macht weiter geltend: Das Kammerge­
richt habe in dem angefochtenen Urteil lediglich ausgeführt, 
nach der Mitteilung des Antragsgegners lägen die steuerli­
chen Unterlagen über den Praxisanteil vor. Tatsächlich habe 
der Antragsgegner aber im Verhandlungstermin ausführlich 
geschildert, daß zwar für die Bewertung des Praxisanteils 
steuerliche Unterlagen herangezogen werden könnten, daß 
jedoch, weil für die Berechnung des Zugewinns der Zeitpunkt 
der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags maßgebend sei, 
wegen der Art der Praxis erst noch Feststellungen vom 
Steuerberater getroffen werden müßten. Der Antragsgegner sei 
nämlich zunächst Mitarbeiter auf Honorarbasis gewesen, dann 
Angestellter, schließlich Teilhaber einer aus zwei Ärzten
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bestehenden Praxis, sodann Teilhaber einer Dreierpraxis und 
später, nach Ausscheiden eines der Teilhaber, erneut Teil­
haber einer Zweierpraxis. Wegen des mehrfach umverteilten 
Anlageverzeichnisses der Praxis müßten drei Ärzte mit Hilfe 
eines Steuerberaters tätig werden, um das Anlagenverzeichnis 
auf den Stand im Zeitpunkt der Stellung des Scheidungsan­
trags zu bringen; erst dann könne der Steuerberater den Wert 
des Praxisanteils ermitteln. Die Kosten für die Einschaltung 
eines Steuerberaters überstiegen eindeutig den Wert von 
700 DM. Nach der Steuerberatergebührenverordnung belaufe 
sich die volle Gebühr schon bei einem Gegenstandswert von 
18.000 DM auf 739 DM zuzüglich 14% Mehrwertsteuer. Der 
Praxisanteil des Antragsgegners habe aber im maßgeblichen 
Zeitpunkt ohne Zweifel über 18.000 DM gelegen.

Auch das verhilft der Revision nicht zum Erfolg.

Der Antragsgegner ist von dem Amtsgericht verurteilt 
worden, der Antragstellerin Auskunft zu erteilen "über den 
Stand seines Endvermögens zum Stichtag am 23. August 1984 
und ein entsprechendes VermögensVerzeichnis anzufertigen". 
Diese Verurteilung lehnt sich ersichtlich an die gesetzliche 
Regelung in § 1379 Abs. 1 Satz 1 BGB an. Sie umfaßt aus­
drücklich nicht eine Verpflichtung zur Ermittlung des Wertes 
der - in das Vermögensverzeichnis aufzunehmenden - Vermö­
gensgegenstände, die der auskunftsberechtigte Ehegatte gemäß 
§ 1379 Abs. 1 Satz 2 BGB zusätzlich verlangen kann, die An­
tragstellerin hier aber nicht begehrt hat. Insoweit unter­
scheidet sich der vorliegende Fall - etwa - von dem Verfah­
ren, das zu der Entscheidung BGHZ 75, 195 geführt hat. Dort 
hatte die Klägerin Auskunft durch Vorlage von Bilanzen nebst
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Gewinn- und Verlustrechnungen für zwei Gesellschaften ver­
langt; der Bundesgerichtshof hat dieses Verlangen im Ergeb­
nis für gerechtfertigt erklärt, dabei aber den gesamten In­
halt des § 1379 BGB, also einschließlich des Absatzes 1 
Satz 2 der Vorschrift, herangezogen. Ähnlich lag der von dem 
Oberlandesgericht Koblenz in FamRZ 1982, 280 entschiedene 
Fall, der die Bewertung einer Zahnarztpraxis zum Gegenstand 
hatte. Auch dort lautete die Verurteilung zur Auskunft auf 
Vorlage einer Bilanz der zahnärztlichen Praxis nebst Ein- 
nahmen-Überschuß-Rechnung; den entsprechenden Antrag hatte 
der auskunftsberechtigte Ehegatte erkennbar im zweiten 
Rechtszug gestellt. Das Oberlandesgericht hat sich in seiner 
Entscheidung mit Fragen der Bewertung der Praxis auseinan­
dergesetzt, sich dabei aber, ebenso wie der Bundesgerichts­
hof in dem vorgenannten Fall (BGHZ 75, 195), auf den gesamte 
Inhalt des § 1379 BGB, und nicht nur auf § 1379 Abs. 1 
Satz 1 BGB, gestützt.

Im vorliegenden Fall hingegen ist nur eine Auskunft im 
Sinne von § 1379 Abs. 1 Satz 1 BGB zu erteilen. Eine solche 
Auskunft über den Stand (Bestand) des Endvermögens am Stich­
tag soll den auskunftsberechtigten Ehegatten in die Lage 
versetzen, das Endvermögen des Verpflichteten ungefähr 
selbst zu berechnen und auf diese Weise, ausgehend von dem 
Anfangsvermögen, den Zugewinn zu ermitteln. Zu diesem Zweck 
muß der Auskunftsverpflichtete die zu seinem Endvermögen 
gehörenden Gegenstände nach Anzahl, Art und wertbildenden 
Faktoren in dem Vermögensverzeichnis angeben, wobei sich 
Umfang und Art der notwendigen Einzelangaben nach den Be­
sonderheiten der jeweiligen Vermögensgegenstände richten 
(vgl. OLG Celle NJW 1975, 1568).
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Der Antragsgegner ist demgemäß, soweit seine ärztliche 
Praxis betroffen ist, verpflichtet, in der Auskunft anzuge­
ben, mit welchem Anteil er am Stichtag an einer Allein-, 
Zweier- oder Dreierpraxis beteiligt war, und er muß die 
wertbildenden Faktoren für die Bemessung dieses Praxisan­
teils (z.B. Praxiseinrichtung, ggf. aufgegliedert nach be­
stimmten wesentlichen Einrichtungsgegenständen, Umsatz der 
Praxis, Anzahl der Krankenscheine und Privatpatienten etc.) 
nennen. Der Hinzuziehung eines Steuerberaters bedarf es für 
diese im eigenen Wissen des Antragsgegners stehenden Angaben 
nicht.

d) Das Kammergericht hat den erforderlichen zeitlichen 
Aufwand für die Erteilung der Auskunft auf "einige Stunden" 
und den zu erwartenden finanziellen Aufwand demgemäß auf 
nicht mehr als 500 DM geschätzt. Diese Bewertung hat der 
Senat nur darauf zu überprüfen, ob das Gericht von seinem 
Ermessen einen ungesetzlichen Gebrauch gemacht hat (BGH 
Urteil vom 28. Januar 1987 aaO; Senatsbeschluß vom 13. Juli 
1988 - IVb ZB 84/88, ständige Rechtsprechung). Das ist aus
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den dargelegten Gründen nicht der Fall. Die Bewertung durch 
das Kammergericht ist daher im Ergebnis rechtlich nicht zu 
beanstanden.

Lohmann Portmann Krohn

Zysk Nonnenkamp
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